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VORSCHLÄGE
Der Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung ersucht den federführenden Ausschuss für Wirtschaft und Währung, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:
–	unter Hinweis auf Artikel 39 und 42 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV)[footnoteRef:1], [1:  Dieser Vorschlag sollte als Bezugsvermerk in den Entschließungsantrag aufgenommen werden, wenn dieser vom federführenden Ausschuss angenommen wird.] 

–	unter Hinweis auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 des Rates[footnoteRef:2],[footnoteRef:3], [2:  Dieser Vorschlag sollte als Bezugsvermerk in den Entschließungsantrag aufgenommen werden, wenn dieser vom federführenden Ausschuss angenommen wird.]  [3:  ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 671.] 

–	unter Hinweis auf die Verordnung (EU) Nr. 1218/2010 der Kommission vom 14. Dezember 2010 über die Anwendung von Artikel 101 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf bestimmte Gruppen von Spezialisierungsvereinbarungen[footnoteRef:4],[footnoteRef:5], [4:  Dieser Vorschlag sollte als Bezugsvermerk in den Entschließungsantrag aufgenommen werden, wenn dieser vom federführenden Ausschuss angenommen wird.]  [5:  ABl. L 335 vom 18.12.2010, S. 43.] 

A.	in der Erwägung, dass Artikel 42 AEUV der Landwirtschaft in Bezug auf die Anwendung des Wettbewerbsrechts eine Sonderstellung einräumt;
B.	in der Erwägung, dass das Ziel der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) nach Artikel 39 Absatz 1 Buchstabe b AEUV darin besteht, der landwirtschaftlichen Bevölkerung, insbesondere durch Erhöhung des Pro‑Kopf‑Einkommens der in der Landwirtschaft tätigen Personen, eine angemessene Lebenshaltung zu gewährleisten;
C.	in der Erwägung, dass in der Landwirtschaft in der EU vornehmlich kleine familiengeführte Betriebe tätig sind, die nur in begrenztem Maße gegen Erschütterungen und Schwankungen auf den Märkten gefeit sind; in der Erwägung, dass es ein Kennzeichen der Landwirtschaft ist, dass aufgrund der Länge der Produktionszyklen keine flexible Angebotssteuerung möglich ist, was zu einer strukturell schwachen Stellung der Landwirte in der Lebensmittelversorgungskette führt;
D.	in der Erwägung, dass die Agrarmärkte immer stärker von Preisschwankungen  geprägt sind und diese Märkte, vor allem die Milchwirtschaft, eine beispiellose Krise erleben, die durch die schwache Stellung der Landwirte in der Lebensmittelversorgungskette noch verschärft wird;
E.	in der Erwägung, dass das Einkommen der Landwirte immer mehr von ihrer Stellung in der Lebensmittelversorgungskette abhängt und dass die Länder, in denen die Landwirtschaft besser organisiert ist, am geringsten von der Agrarkrise betroffen sind;
F.	in der Erwägung, dass die Zusammenarbeit der Landwirte ihre Verhandlungsposition stärken soll, wodurch sie stärker an dem mit ihren Produkten erwirtschafteten Mehrwert teilhaben können, dazu beigetragen wird, dass Landwirte wettbewerbsfähiger, stärker wahrgenommen, besser geschützt und zudem dabei unterstützt werden, der steigenden Nachfrage seitens der Gesellschaft gerecht zu werden;
G.	in der Erwägung, dass mit der jüngsten Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) beabsichtigt wurde, die Position der Landwirte in der Lebensmittelversorgungskette durch einige Abweichungen und Ausnahmen von Artikel 101 AEUV zu stärken; in der Erwägung, dass das Parlament im Rahmen der jüngsten Reform der GAP innovative und ambitionierte Vorschläge für die bessere Anpassung des Wettbewerbsrechts an die Agrarmärkte unterbreitet hat;
H.	in der Erwägung, dass ein eindeutiges, kohärentes und funktionsfähiges Regelungsumfeld für die Anpassung der Wettbewerbspolitik an die besonderen Gegebenheiten in der Landwirtschaft dazu beitragen kann, die Stellung der Landwirte in der Lebensmittelversorgungskette zu stärken, indem das ungleiche Kräfteverhältnis der Akteure behoben, der Markt effizienter gestaltet und für Rechtssicherheit und gleiche Wettbewerbsbedingungen auf dem Binnenmarkt gesorgt wird;
I.	in der Erwägung, dass sich Form, Intensität und Zeitpunkt wirtschaftlicher Risiken im Vorfeld schwer bestimmen lassen und im Rahmen einer marktorientierten GAP dafür gesorgt sein muss, dass Landwirte unterstützt werden und im Falle gravierender Marktungleichgewichte zusätzliche befristete Ausnahmen von Wettbewerbsregeln vorgesehen sind; in der Erwägung, dass die Kommission während der Krise in der Milchwirtschaft als letztes Mittel Artikel 222 der Verordnung über die einheitliche GMO ausgelöst hat, damit die gemeinsame Planung der Milchproduktion durch anerkannte Erzeugerverbände von der Anwendung der wettbewerbsrechtlichen Vorschriften ausgenommen wird;
J.	in der Erwägung, dass Wettbewerbsvorschriften allein nicht ausreichen, um unlautere Handelspraktiken in der Lebensmittelversorgungskette zu beseitigen;
K.	in der Erwägung, dass die Einsatzgruppe „Agrarmärkte“ eingerichtet wurde, um die Position der Landwirte in der Lebensmittelkette zu verbessern, indem Möglichkeiten zur Stärkung ihrer Stellung ausgelotet werden, unter anderem rechtliche Möglichkeiten zur Aufnahme vertraglicher Beziehungen und für Sammelklagen von Landwirten; in der Erwägung, dass den Schlussfolgerungen der Einsatzgruppe „Agrarmärkte“ erforderlichenfalls im Hinblick auf künftige Diskussionen und zu ergreifende Maßnahmen Rechnung zu tragen ist;
Allgemeine Anmerkungen

1.	betont, dass die Wettbewerbspolitik zwar dem Schutz der Verbraucherinteressen dient, aber die Interessen der landwirtschaftlichen Erzeuger nicht berücksichtigt; betont, dass die Wettbewerbspolitik den Schutz der Interessen der landwirtschaftlichen Erzeuger mit dem der Verbraucherinteressen gleichsetzen muss, indem für gleiche Wettbewerbsbedingungen und gleichen Zugang zum Binnenmarkt gesorgt wird, um Investitionen, Beschäftigung und Innovation auf den Agrarmärkten sowie das Überleben der landwirtschaftlichen Betriebe und die ausgewogene Entwicklung des ländlichen Raums zu fördern;
2.	betont nachdrücklich, dass der Begriff des „gerechten Preises“ nicht als möglichst niedriger Preis für den Verbraucher zu verstehen ist, sondern dass es sich um einen vernünftigen Preis handeln muss, der die gerechte Entlohnung jedes einzelnen Gliedes der Lebensmittelversorgungskette ermöglicht;
3.	ist der Auffassung, dass angesichts der Krise, von der die Landwirtschaft derzeit betroffen ist, neue Initiativen erforderlich sind, mit denen die vorhandenen Werkzeuge verbessert werden und dafür gesorgt wird, dass die Wettbewerbspolitik den Besonderheiten der Landwirtschaft und den unterschiedlichen Bereichen der Landwirtschaft gemäß Artikel 39 AEUV besser Rechnung trägt;
4.	bedauert, dass von den geltenden Ausnahmeregelungen nicht in vollem Umfang Gebrauch gemacht wird, und ist der Ansicht, dass sie noch immer unklar, mehrdeutig und schwierig umzusetzen sind und von den jeweiligen nationalen Wettbewerbsbehörden unterschiedlich angewandt werden, was die Landwirte daran hindert, sich selbst zu organisieren, und das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts beeinträchtigt;
5.	fordert die Kommission auf, dem Parlament und dem Rat gemäß Artikel 225 der Verordnung über die einheitliche GMO Aufzeichnungen über die Anwendung bestehender Ausnahmen durch Landwirte in den einzelnen Mitgliedstaaten zur Verfügung zu stellen und den Geltungsbereich solcher Ausnahmen sowie einzelner Ausnahmen von den Wettbewerbsregeln nach Artikel 101 Absatz 3 AEUV in geeigneter Weise klarzustellen; fordert die Kommission auf, insbesondere klarzustellen, ob Nachhaltigkeitsvereinbarungen, die in der Lebensmittelversorgungskette getroffen wurden, um der Nachfrage durch die Gesellschaft gerecht zu werden, und die darin enthaltenen, über die rechtlichen Vorgaben hinausgehenden Maßnahmen von den wettbewerbsrechtlichen Vorschriften ausgenommen werden können, sofern sie dazu beitragen, dass Verbesserungen bei der Produktion erzielt werden und Innovation gefördert wird, und gleichzeitig den Verbrauchern zugutekommen;
6.	fordert die Kommission auf, bei der Bestimmung des Begriffs „marktbeherrschende Stellung“ und des Missbrauchs einer solchen Stellung durch einen landwirtschaftlichen Betrieb oder mehrerer solcher Betriebe, die durch eine horizontale Absprache verbunden sind, einen umfassenderen Ansatz zu verfolgen, der im Zusammenhang mit dem Konzentrationsgrad und den sich aus Verhandlungsposition der Betriebsmittelindustrie, der verarbeitenden Industrie und des Einzelhandels ergebenden Einschränkungen geprüft werden sollte;
7.	ist der Ansicht, dass im Rahmen eines gemeinsamen Agrarmarkts die Weiterentwicklung des Konzepts des „relevanten Marktes“, das zunächst auf Unionsebene geprüft werden sollte, bevor geringere Maßstäbe angesetzt werden, erforderlich ist, damit das Ziel, das landwirtschaftliche Angebot zu bündeln, nicht durch eine restriktive Unterteilung der Tätigkeitsbereiche der landwirtschaftlichen Betriebe gefährdet wird;
8.	vertritt die Auffassung, dass Maßnahmen wie die Produktionsplanung, Vertragsverhandlungen und erforderlichenfalls Verhandlungen über die Vertragsbedingungen, die von Erzeugerorganisationen und -verbänden gemeinsam ergriffen werden, der Landwirtschaft zugutekommen, sofern mit ihnen auf die Verwirklichung der Ziele der GAP gemäß Artikel 39 AEUV abgezielt wird, und daher davon ausgegangen werden sollte, dass diese Maßnahmen mit Artikel 101 AEUV vereinbar sind;
9.	ist der Ansicht, dass den Landwirten in allen Produktionsbereichen das Recht eingeräumt werden muss, Tarifverhandlungen zu führen und auch Mindestpreise zu vereinbaren;
10.	vertritt die Auffassung, dass sich Landwirte uneingeschränkt zum Potenzial von Erzeugergemeinschaften, auch von Erzeugergenossenschaften, ihren Verbänden und Branchenverbänden bekennen und es voll ausschöpfen sollten; fordert die Kommission auf, solche Instrumente, mit denen Kompetenzen und Wirksamkeit in Eigeninitiative gemeinsam erhöht werden sollen, durch eine Präzisierung und eine Vereinfachung der geltenden Vorschriften zu fördern, damit die Verhandlungsposition und die Wettbewerbsfähigkeit der Landwirte gestärkt werden, während gleichzeitig die in Artikel 39 AEUV festgelegten Grundsätze gewahrt bleiben;
11.	fordert die Kommission auf, dafür zu sorgen, dass Artikel 222 der Verordnung über die einheitliche GMO in Zeiten starker Marktungleichgewichte schnell ausgelöst wird und dass die Wirksamkeit dieser Maßnahme, wenn sie auf den Milchmarkt angewendet wird, genauer geprüft werden muss, damit in Zeiten gravierender Marktungleichgewichte weitere vorübergehende Anpassungen wettbewerbsrechtlicher Vorschriften und Verfahren vorgeschlagen werden können;

Nach Branchen aufgeschlüsselte Untersuchungen

12.	hebt die Chancen hervor, die Artikel 169, 170 und 171 der Verordnung über die einheitliche GMO hinsichtlich der Vertragsverhandlungen in den Bereichen Olivenöl, Rind‑ und Kalbfleisch und landwirtschaftliche Kulturpflanzen bieten;
13.	begrüßt in diesem Zusammenhang die vor kurzem veröffentlichten Leitlinien für die Anwendung dieser Sondervorschriften; ist jedoch der Ansicht, dass ihr rechtlicher Anwendungsbereich zu eng gefasst ist, die einzuhaltenden Kriterien zu streng sind und sich von einer Branche zur anderen zu stark unterscheiden, um Landwirten, die diese Ausnahmeregelungen in Anspruch nehmen möchten, ausreichende Rechtsklarheit und ‑sicherheit zu bieten;
14.	vertritt die Auffassung, dass die Kategorisierung der relevanten Märkte nicht der derzeitigen Lage der Olivenölbranche gerecht wird, und empfiehlt daher, dass der Olivenölmarkt für Verbraucher als Binnenmarkt betrachtet werden sollte, um für eine bessere Umsetzung der Vorschriften von Artikel 169 der Verordnung über die einheitliche GMO zu sorgen;
15.	ist der Auffassung, dass angesichts der überwiegend witterungsbedingten Schwankungen bei der Olivenölproduktion und um zu gewährleisten, dass die Ziele der Mitglieder von Erzeugerorganisationen oder Vereinigungen von Erzeugerorganisationen verwirklicht werden, Fällen Rechnung getragen werden muss, in denen Erzeugerorganisationen gezwungen sind, Olivenöl von Nichtmitgliedern zu beziehen, und zugleich zu gewährleisten ist, dass diese Maßnahmen ergänzenden Charakter haben, was die Vermarktung der Erzeugnisse ihrer eigenen Mitglieder betrifft;
16.	schlägt vor, den Anwendungsbereich der Vorschriften von Artikel 170 für die Rind- und Kalbfleischherstellung auf den Mastbereich auszudehnen, damit eine bessere Umsetzung ermöglicht wird;
17.	ist insbesondere besorgt über die Lage in der Milchwirtschaft und ist der Ansicht, dass diese Branche in der Übergangszeit nach Auslaufen der Milchquotenregelung unterstützt und dazu angehalten werden muss, wirksamer auf Markt- und Preisschwankungen zu reagieren; ist daher der Ansicht, dass eine vollständige und zufriedenstellende Umsetzung des Milchpakets[footnoteRef:6] für die Stärkung der Milchwirtschaft unverzichtbar ist, um vor allem dafür zu sorgen, dass Tarifverhandlungen über die Vertragsbedingungen stattfinden; fordert die Kommission auf, die Verlängerung des Milchpakets über die zweite Jahreshälfte 2020 hinaus zu empfehlen und eine Ausweitung der Vorschriften auf andere Agrarbranchen vorzuschlagen; [6:  Verordnung (EU) Nr. 261/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. März 2012 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates im Hinblick auf Vertragsbeziehungen im Sektor Milch und Milcherzeugnisse.] 

18.	begrüßt vor dem Hintergrund des Auslaufens der Quotenregelung in der Zuckerbranche, dass der Vertragsrahmen[footnoteRef:7] zwischen den Zuckerrübenanbauern, ihren Organisationen und den Unternehmen der Zuckerindustrie beibehalten wird, damit vor allem je nach Entwicklung auf dem Zuckermarkt oder anderen Rohstoffmärkten die Bedingungen für die Verteilung der Wertschöpfung ausgehandelt werden können; fordert die Mitgliedstaten auf, dafür zu sorgen, dass diese Möglichkeit allen Akteuren in der Branche offensteht, damit die Ziele der Verordnung über die einheitliche GMO verwirklicht und auf diese Weise die Rechte und Pflichten der Unternehmen der Zuckerunterindustrie und der Zuckerrübenanbauer in ein ausgewogenes Verhältnis gebracht werden; [7:  Delegierte Verordnung (EU) 2016/1166 der Kommission vom 17. Mai 2016 zur Änderung von Anhang X der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates bezüglich der Kaufbedingungen für Zuckerrüben im Zuckersektor ab dem 1. Oktober 2017.] 


Verbindungen zur Lebensmittelversorgungskette

19.	fordert die Kommission und die nationalen Wettbewerbsbehörden auf, Bedenken auszuräumen, die zum einen angesichts der kumulativen Wirkung der raschen Konzentration des Handels auf einzelstaatlicher Ebene und zum anderen aufgrund von Zusammenschlüssen großer Einzelhandelsunternehmen auf europäischer Ebene – sowohl auf die vorgelagerten Akteure der Lebensmittelversorgungskette als auch auf den Einzelhandel und die Verbraucher – geäußert wurden; hält diese strukturelle Entwicklung wegen möglicher strategischer Anpassungen, der Einschränkung des Wettbewerbs und der Verringerung der Margen, die zu Investitionen in Innovationen in der Lebensmittelversorgungskette dienen können, für bedenklich;
20.	nimmt die Schlussfolgerungen der Untersuchung der Generaldirektion Wettbewerb zu den wirtschaftlichen Auswirkungen des modernen Einzelhandels auf Auswahl und Innovation in der Lebensmittelbranche in der EU zur Kenntnis, insbesondere jene, die eine negative Korrelation zwischen Innovation, der dem Verbraucher zur Verfügung stehenden Auswahl und der Marktdurchdringung durch Hausmarken von Einzelhändlern nahelegt;
21.	fordert die Kommission auf, dem Parlament ihre Überlegungen zu der Weiterbehandlung der Schlussfolgerungen dieser Untersuchung und insbesondere dazu vorzulegen, welche langfristigen Folgen sich daraus für die gesamte Lebensmittelversorgungskette und die Stellung der Landwirte in dieser Kette ergeben könnten;
22.	fordert die Kommission auf, den Einfluss der Einzelhändler auf die Unternehmen, die ihre Hausmarken herstellen, zu bewerten;
23.	bekräftigt den Standpunkt des Parlaments[footnoteRef:8], wonach die Annahme von Rechtsvorschriften auf Unionsebene erfolgen sollte, um gegen unlautere Handelspraktiken in der Lebensmittelversorgungskette vorzugehen; hebt hervor, dass mit diesen Rechtsvorschriften sichergestellt werden muss, dass Landwirte und Verbraucher in der EU von fairen Verkaufs- und Einkaufsbedingungen profitieren können. [8:  Entschließung des Europäischen Parlaments vom 7. Juni 2016 zu unlauteren Handelspraktiken in der Lebensmittelversorgungskette (P8_TA(2016)0250).] 
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